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Antwort des Staatsrats auf einen parlamentarischen Vorstoss 
— 

Motion Justizkommission JK  2019-GC-168 
Änderung der Artikel 7 Abs. 1 und 37 Abs. 2 des Justizgesetzes 

I. Zusammenfassung der Motion 

Mit einer am 17. Oktober 2019 in Form eines ausgearbeiteten Entwurfs eingereichten und 

gleichentags begründeten Motion schlagen deren Urheberinnen und Urheber vor, zwei 

Bestimmungen des Justizgesetzes zu ändern: 

> Artikel 7 Abs. 1
bis

 (Wohnsitzpflicht):  

Im Gesetz soll die Möglichkeit eingeführt werden, bei nebenberuflichen Richterinnen und Richtern 

und Beisitzenden von Gerichtsbehörden, deren Gerichtsbarkeit sich auf das ganze Kantonsgebiet 

erstreckt, auf die Wohnsitzpflicht zu verzichten, sofern dadurch für die Gerichtsverwaltung keine 

Nachteile entstehen. Damit soll die Rekrutierungsbasis für diese Magistratspersonen namentlich 

dann vergrössert werden, wenn besondere Qualifikationen erforderlich sind. 

> Artikel 37 Abs. 2 (Teilzeitarbeit der Kantonsrichterinnen und Kantonsrichter):  

Die Bedingungen, unter denen Kantonsrichterinnen und Kantonsrichter ihr Amt in Teilzeit ausüben 

können, sollen gelockert werden. Zu diesem Zweck ist die heute geltende Begrenzung, wonach 

höchstens zwei Vollzeitstellen auf 50 %-Stellen aufgeteilt werden dürfen, zu streichen. Den 

Urheberinnen und Urhebern der Motion zufolge entspricht diese Lockerung insofern der 

gesellschaftlichen Entwicklung, als sie eine bessere Vereinbarung von Beruf und Familie erlaubt. 

II. Antwort des Staatsrats 

Der Motionstext wurde den kantonalen Gerichtsinstanzen, deren Gerichtsbarkeit sich auf den 

gesamten Kanton erstreckt, sowie dem Justizrat, dem Büro für die Gleichstellung von Frau und 

Mann und für Familienfragen und dem Amt für Gesetzgebung zur Stellungnahme vorgelegt. 

> Artikel 7 Abs. 1
bis

 JG – Verzicht auf die Wohnsitzpflicht bei nebenberuflichen Richterinnen und 

Richtern 

Nach Ansicht der angehörten Instanzen ist die von der Justizkommission vorgeschlagene 

Aufhebung der Wohnsitzpflicht für die von der Motion betroffenen Magistratspersonen 

gerechtfertigt, namentlich aufgrund der Schwierigkeit, in unserem Kanton eine ausreichende Zahl 

von Bewerberinnen und Bewerbern zu finden, die den besonderen Anforderungen bestimmter 

nebenberuflicher Richterämter genügen. 

Bevor jedoch in Artikel 7 JG ein neuer Absatz 1
bis

 eingeführt werden kann, muss die Kantons-

verfassung geändert werden. Erst danach ist eine Umsetzung auf Gesetzesebene möglich. Artikel 86 

Abs. 1 KV bestimmt nämlich, dass den Behörden in kantonalen Angelegenheiten Stimmberechtigte 

angehören können, die im Kanton Wohnsitz haben. Zwar sieht Absatz 2 dieser Bestimmung eine 
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Sonderregelung vor, die Ausländerinnen und Ausländern (die demnach nicht stimmberechtigt sind) 

die Ausübung eines richterlichen Amts erlaubt. Allerdings gelten dafür drei Bedingungen: Das 

muss Gesetz diese Möglichkeit vorsehen, die betreffende Person muss seit mindestens fünf Jahren 

im Kanton Freiburg Wohnsitz haben und sie muss über eine Niederlassungsbewilligung verfügen. 

Demzufolge müssten für eine Umsetzung der vorgeschlagenen Änderung auf Gesetzesebene zuerst 

zwei Verfassungsbestimmungen geändert werden: Erstens der Wohnsitz der Mitglieder der 

Gerichtsbehörden und zweitens ihre Stimmberechtigung. 

Da bei diesem Punkt der Motion ein Konflikt mit dem kantonalen Verfassungsrecht besteht, ist er 

zu verwerfen. 

> Artikel 37 Abs. 2 JG – Flexibilisierung des Beschäftigungsgrads von Kantonsrichterinnen und 

Kantonsrichtern 

Da die Gesamtzahl der Kantonsrichterinnen und Kantonsrichter nicht verändert wird (Art. 37 Abs. 1 

JG) und der Beschäftigungsgrad der Magistratspersonen nicht weniger als 50 % betragen darf, 

unterstützt der Staatsrat diese Motion. Ebenso wie die angehörten Instanzen stimmt der Staatsrat zu, 

dass die Lockerung der Bedingungen, unter denen die Kantonsrichterinnen und Kantonsrichter ihr 

Amt in Teilzeit ausüben können, einer progressiven Personalpolitik entspricht, die der Familie und 

der Gleichstellung von Frau und Mann nachhaltig zugutekommt. 

Aufgrund dieser Ausführungen beantragt Ihnen der Staatsrat, die vorliegende Motion aufzuteilen 

und sie in dem Punkt, der die Änderung von Artikel 7 JG betrifft, abzulehnen und sie betreffend die 

Änderung von Artikel 37 Abs. 2 JG anzunehmen. Er wird dem Grossen Rat innert der gesetzlichen 

Frist den erforderlichen Entwurf für die Gesetzesänderung unterbreiten. 
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